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Schriftliche Kleine Anfrage  
 

der Abgeordneten Dennis Thering, Dennis Gladiator  
und Andreas Grutzeck (CDU) vom 02.11.22 

 

und Antwort des Senats 

Betr.: Steigt mit der Anzahl der Einbürgerungsanträge auch das Personal im 
Amt für Migration? (II) 

Einleitung für die Fragen:  
Die Antwort des Senats auf unsere Schriftliche Kleine Anfrage, Drs. 22/9703, 
bietet Raum für Nachfragen.  
Vor diesem Hintergrund fragen wir den Senat: 

Frage 1: „Die Klärung der Identität der Antragstellenden ist unabdingbare  
Voraussetzung für eine Einbürgerung“, teilt der Senat mit. Gleichzei
tig ergibt sich aus der Antwort, dass von den in diesem Jahr bereits 
eingebürgerten Personen bei 105 das Herkunftsland ungeklärt ist. 
Wie kann die Identität der Antragstellenden geklärt sein, wenn nicht 
klar ist, aus welchem Land sie stammen?  

Frage 2: Welche Maßnahmen zur Klärung des Herkunftslandes werden im 
Einzelnen ergriffen? 

Antwort zu Fragen 1 und 2: 
Die in der Antwort zu Frage 4 der Drs. 22/9703 in der Übersicht der Hauptherkunftslän
der der bislang im Jahre 2022 eingebürgerten Personen angeführte Kategorie „unge
klärt“ verwendet eine staatsangehörigkeitsrechtlich definierte Begrifflichkeit, die von der 
Frage nach der Klärung der Identität zu unterscheiden ist. Im staatsangehörigkeitsrecht
lichen Sinne werden von dem feststehenden Begriff „ungeklärt“ vornehmlich Personen 
mit palästinensischer Volkszugehörigkeit erfasst. Deutschland erkennt Palästina nicht 
als Staat an. Daher gilt die Staatsangehörigkeit in den Fällen, in denen die betroffenen 
Personen keine anderweitige Staatsangehörigkeit angenommen haben, häufig im 
Rechtssinne als ungeklärt, selbst wenn bei der Klärung der Identität festgestellt worden 
ist, woher die betroffenen Personen stammen.  

Frage 3: Zur steigenden Komplexität der Verfahren erklärt der Senat unter  
anderem: „Hinzu kommen häufig notwendige sicherheitsrechtliche 
Anschlussermittlungen.“ Welche Maßnahmen werden hier von  
jeweils wem im Einzelnen ergriffen? 

Antwort zu Frage 3: 
Sicherheitsrechtliche Anschlussermittlungen sind immer dann erforderlich, wenn sich 
aus dem ausländerrechtlichen Vorgang weitere Personalien ergeben, unter denen die 
Antragstellenden in der Vergangenheit geführt worden sind. Zu jeder dieser Personalien 
sind Anfragen an die Sicherheitsbehörden (Landeskriminalamt, Bundeszentralregister, 
Landesamt für Verfassungsschutz) zu richten. 
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Darüber hinaus können die ausländerrechtlichen Vorgänge Informationen enthalten, die 
eine weitere Überprüfung durch das Landesamt für Verfassungsschutz nach sich zie
hen müssen und/oder die weitere Anhörungen mit den Antragstellenden in der Einbür
gerungsabteilung erforderlich machen. 

Frage 4: Wann bestehen sicherheitsrechtliche Bedenken und wie wird dann 
verfahren? 

Antwort zu Frage 4: 
Sicherheitsrechtliche Bedenken gegen die Einbürgerung liegen insbesondere dann vor, 
wenn das Landesamt für Verfassungsschutz aufgrund seiner Erkenntnislage konkret 
Bedenken gegen die Einbürgerung äußert. Erkenntnislagen im Sinne von § 11 Staats
angehörigkeitsgesetz (StAG) verhindern die Einbürgerung. Derartige Verfahren enden 
durch Rücknahme des Antrags seitens der Antragstellenden oder durch Ablehnung. 
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